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Antrag der SPD-Fraktion 

 

D r .  M a r t i n  R o s e m a n n  
A n d r e a  L e  L a n  
D r .  M a r t i n  S o e k l e r  
M a n u e l a  H e f f n e r  
D o r o t h e a  K l i c h e - B e h n k e  
A m e l y  K r a f f t  
K l a u s  t e  W i l d t  

 
Tübingen, 30. Oktober 2009 

 
 

Städtebaulicher Ideenwettbewerb  

Neuordnung Campus – Wilhelmstraße – Mensa 
 

Antrag auf Einrichtung einer Kommunalen Planungswerkstatt 
 

Die Verwaltung stellt zusammen mit der Universität und dem staatlichen Bau- und Ver-
mögensamt eine kommunale Planungswerkstatt zusammen, die sich mit der Planung für 
die Umgestaltung des engeren Universitätsviertels zwischen Hölderlinstraße, Sig-
wartstraße und Wilhelmstraße auseinandersetzt.  
Das Arbeitsergebnis dieser Planungswerkstatt bildet die Grundlage für die bauplanungs-
rechtlichen und bauordnungsrechtlichen Entscheidungen über die in Aussicht genom-
mene Bebauung des bezeichneten Quartiers.  

In einem ersten Schritt muss es dabei um die Frage gehen, ob 

• ein neuer Mensabau erstellt werden soll oder ob 

• eine Sanierung des bestehenden Mensagebäudes anzustreben ist. 

In die Planungswerkstatt sollten die Universitätsstadt Tübingen (vertreten durch Verwal-
tung und Gemeinderatsfraktionen), die Universität (einschließlich studentischer Vertre-
tung), Vermögen und Bau des Landes Baden-Württemberg, Vertreterinnen und Vertreter 
der BI, und Bürgerinnen und Bürger der Stadt berufen werden.  

Die Beteiligten aus der Bürgerschaft werden nach einem Zufallssystem ermittelt; sie 
müssen sich zur verlässlichen Teilnahme an der Arbeit der Planungswerkstatt und 
erhalten dafür eine Aufwandsentschädigung einschließlich der Erstattung eines 
möglichen Verdienstausfalls.  

Die Verwaltung stellt nach Maßgabe der rechtlichen Möglichkeiten sicher, dass eine etwa 
gebotene Entscheidung zugunsten eines Mensaneubaus nur dann getroffen wird, wenn 
über Schicksal und Folgenutzung der alten Mensa verbindlich entschieden wurde. 

Im Vorfeld ist durch die Verwaltung zu klären, ob der derzeit gültige Bebauungsplan so 
zu interpretieren ist, dass der derzeitige Standort für die Mensa verbindlich vorgegeben 
ist und somit für eine Standortverlagerung eine Änderung des Bebauungsplans erforder-
lich wäre. 

(>>Seite 2) 
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Begründung: 

Das Ergebnis des Städtebaulichen Ideenwettbewerbs und die ungewisse Zukunft älterer 
und neuerer denkmalgeschützter Gebäude im Quartier zwischen Wilhelmstraße und 
Hölderlinstraße haben in Teilen der Bürgerschaft Unruhe hervorgerufen. Die Diskussion 
hat sich inzwischen versachlicht. Land, Universität, Stadt und Bürgerinitiative zeigen 
Kooperations- und Gesprächsbereitschaft. Es gibt freilich gegensätzliche Positionen, was 

 a) das Schicksal der alten Mensa 

 b) die Notwendigkeit für den Bau einer neuen Mensa, 

 c) das Schicksal der Anbauten von alter Physik und alter Chemie betrifft. 

Die unterschiedlichen Positionen müssen in einem geordneten Verfahren eingebracht 
werden können. Das Instrument der Kommunalen Planungswerkstatt hat sich in vielen 
Städten bewährt. Es eröffnet auch im vorliegenden Fall die realistische Chance, zu ei-
nem demokratisch legitimierten und breit akzeptierten Ergebnis zu kommen. 

Der geltende Bebauungsplan weist die für einen Neubau vorgesehene Fläche als Fläche 
für „universitären Bedarf“ aus. Auf der anderen Seite ist die Fläche für eine Mensa positiv 
definiert (Standort der jetzigen Mensa). Der planerische Wille für den Mensastandort 
scheint mithin eindeutig zum Ausdruck gebracht worden zu sein. Die Freigabe der Fläche 
für den universitären Bedarf erstreckt sich bei verständiger Interpretation des 
Bebauungsplans nur auf Nutzungen, die nicht  Mensanutzung sind.  

 
 
Für die SPD-Fraktion 
 

 
 
 
 
Dr. Martin Rosemann 
 

 
 
Klaus te Wildt 


